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Die Reformdiskussion
um die Sozialversiche­
rung in Deutschland ist
fast so alt wie diese
selbst. Dabei ist es in­
teressant zu sehen, daß
anfänglich vor allem or­
ganisatorische Fragen

diskutiert wurden!).
Schon 1895 wurde auf
der "Novemberkonfe­
renz" im Reichsamt des
Tnnern über die Zweck­
mäßigkeit und Durch­
führbarkeit einer orga­
nisatorischen Zusam­
menlegung der verschie­
denen Zweige der Arbei­
terversicherung beraten2). Die damals diskutierten Verein­
fachungs- und Vereinheitlichungsplälle wurden aber von
der Reichsregierung abgelehnt. Daraufhin erfolgte eine
ausgedehnte "private" Reformdiskussion, die wohl mit

bewirkte, daß am 30. April 1903 der Reichstag in einer
vom Zentrum eingebrachten Resolution die Reichsregie­
rung ersuchte, "in Erwägungen darüber einzutreten, ob
nicht die drei Versicherungsarten zum Zwecke der Ver­
einfachung und Verbilligung in eine organische Verbin-

1) Auf die Reformdiskussion selbst kann hier nicht eingegan­
gen werden, vgl. hierzu die etwas ausführlichen Angaben bei
Kleeis, Fr.: Die Geschichte der sozialen Versicherung in
Deutschland, Berlin 1928, 164 ff. Die einzelnen Reformvor­
schläge lassen sich leicht ermitteln mit Hilfe der in meiner
Zusammenstellung "Quellen zur Geschichte der Sozialver­
sicherung" (Zeitschrift für Sozialreform, 1975, 225 ff.) angege­
benen bibliographischen Literatur. Der vorliegende Aufsatz
beansprucht in keiner Weise, eine "Geschichte der Reichsver­
sicherungsordnung" zu sein, er hat lediglich die Aufgabe, auf
e~nige heute kaum bekannte und schwer ermittelbare "Hin­
tergrundaspekte", vor allem in personeller Hinsicht, auf­
merksam zu machen. Im Hinblick auf die inflationären Wür­
digungen der "Epigonen" dürfte es legitim sein, einmal auf
die "Väter" zu verweisen. Zur sozialgeschichtlichen Einschät­
zung vgl. meinen demnächst erscheinenden Grundriß : Sozial­
geschichte der Sozialversicherung, in: Ferber, C. v. u. a.
(Hrsg.): Handbuch der Sozialmedizin, Bd. 3, Stuttgart 1976.

2) vgl. Bödiker, T.: Vereinfachung der Arbeiterversicherung,
Deutsche Revue, 1898 (November), Rosin, H.: Die Bestrebun­
gen zur Vereinfachung der deutschen Arbeiterversicherung,
Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft, 1909,
197.
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dung zu bringen und die bisherigen Arbeiterversiche­
rungsgesetze in einem einzigen Gesetze zu vereinigen
seien"3). Daraufhin kam die Reformbewegung mehr und
mehr in Fluß, sie wurde nicht zuletzt von den Versiche­
rungsträgern und ihren Verbänden selbst vorangetrie­
ben. Am 2. März 1905 stellte der Staatssekretär des In­
nern (in dieser Funktion praktisch auch "Reichsarbeits­
minister") Graf von Posadowsky-Wehner4) im Reichstag
fest: "Wenn wir heute res integra hätten, würde doch
kein vernünftiger Mensch, glaube ich, eine besondere Or­
ganisation der Krankenversicherung, eine besondere Or­
ganisation der Unfallversicherung und eine besondere
Organisation der Alters- und Invalidenversicherung
schaffen. Unfall, Krankheit und Invalidität sind doch
drei, ich möchte sagen, physiologische Zustände, die mit­
einander in ihren Ursachen und Wirkungen eng zusam­
menhängen. Das sogenannte System unserer sozialpoli­
tischen Gesetzgebung ist lediglich ein Erzeugnis chrono­
logischer Entwicklung'(5).

An die von ihm angedeutete "große Reform" wurde aber
doch nicht "mutig herangetreten", wohl vor allem des­
halb, weil dann den weitgehend von "umstürzlerischen"
Sozialdemokraten "beherrschten" Ortskrankenkassen ei­
ne dominierende Rolle als "örtlicher Unterbau" hätte
eingeräumt werden müssen6). Jedenfalls gab der "Loko­
motivführer der deutschen Sozialpolitik", Graf von Posa­
dowsky-Wehner, ein Signal, das dann durch "eine Reihe
zum Teil etwas geräuschvoller Bremser aufgenommen
worden ist" (H. Rosin). Am 11. April 1907 hielt er es für
sehr falsch, bürokratisch-schematisch große, selbstbe­
wußte Korporationen, große Krankenkassen, Berufsge­
nossenschaften mit eigenem Vermögen in einen Topf zu
werfen7). Jede Reform müsse beim Krankenkassenwesen
beginnen. Am 16. April 1907 bezeichnete er die Verein­
heitlichung als eine Aufgabe, "die, wenn sie überhaupt
zu lösen ist, in absehbarer Zeit nicht gelöst werden kann
und sprach sich gegen einen großen bureaukratischen
Organismus" aus8).

Unmittelbar nach dem Sturz von Posadowsky-Wehner
am 22. Juni 1907 berichtete der bayerische Gesandte in
Berlin, Hugo Graf von und zu Lerchenfeld-Köfering am
1. Juli 1907 an den bayerischen Ministerpräsidenten,
Klemens Freiherr von Podewils-Dürnitz u. a.: "Herr von
Bethmann9) wird danach im Einverständnis mit dem
Reichskanzler wohl vorsichtiger auf dem Gebiete der
Sozialpolitik vorgehen. Er findet auf diesem Gebiete ei­
nen noch unfertigen Entwurf für eine Reform und die
Zusammenfassung der einzelnen Versicherungsgesetze
vor. Bei dieser wird, wie mir Fürst Bülow gesagt hat,
das Hauptgewicht auf die Reform der Krankenversiche­
rung zu legen sein in dem Sinne, daß die Krankenkassen
nicht ferner von der Sozialdemokratie zu ihren Zwecken
ausgebeutet werden"lO).

Soweit ersichtlich beginnt mit diesem "unfertigen Ent­
wurf" die unmittelbare Geschichte der Reichsversiche­
rungsordnung, die das Ziel einer mehr äußerlichen Zu­
sammenfassung, einer organisatorischen Vereinfachung
und einem Ausbau durch Einführung einer Hinterbliebe­
nenversicherung hatte. Da von Bethmann-Hollweg kein
Fachmann auf dem Gebiet der Sozialversicherung war,
stieg mit dem Sturz Posadowsky-Wehners die Bedeu­
tung der Ministerialbürokratie und vor allem des Direk­
tors der sozialpolitischen Abteilung im Reichsamt des
Innern, Franz Caspar, für die Konzeption und Durch­
führung der Reichsversicherungsordnung. Da über Franz
Caspar, der im zeitgenössischen Schrifttum als "Schöp­
fer der Reichsversicherungsordnung" bezeichnet wurde,
keinerlei biographische Würdigungen vorliegen - Indiz

3) Drucks. d. Deutschen Reichstags 10. Legisl. Per., H. Session
1900/1903, Nr. 972; Steno Ber. d. Dt. Reichstags .... 302. Sit­
zung, 30. April 1903, S 9201.

4) Posadowsky-Wehner, Arthur Graf von, Freiherr von Postel­
witz (1845-1932), Studium der Rechtswissenschaft in Breslau,

1867 Promotion, 1867-1870 Referendar am Stadtgericht Bres­
lau, 1871-1873 Tätigkeit bei der Regierung in Posen, 1873
Landrat Kreis wongrowitz/Bromberg, 1877 Landrat Kreis
Kroeben (Rawitsch)/Posen, 1882-1885 freikonservatives Mit­
glied des preußischen Abgeordnetenhauses, 1885-1893 Landes­
hauptmann der Provinz Posen, Mitglied der evangelischen
Generalsynode des Königreiches Preußen, 1893 staatssekretär
des Reichsschatzamtes, Kaiserlicher wirklicher Geheimer Rat,
1897-1907 preußischer Staatsminister, Staatssekretär des In­
nern, allg. Stellvertreter des Reichskanzlers. Als Bülow den
konservativ-liberalen Block gegen das Zentrum bildete, mit
dem Posadowsky im Reichstag besonders zusammengearbeitet
hatte, mußte Posadowsky zurücktreten, er zog sich auf seine
Domherrenpfünde in Naumhllr~ zuriic!r, 1915 -1927 war er
stellventertender Landrat in Elbing, 1912 ließ er sich als Par­
teiloser in den Reichstag wählen, wo er sich 1916 der Deut­
schen Fraktion anschloß. 1919/1920 gehörte er der Weimarer
Nationalversammlung als Deutschnationaler an (Fraktions­
vorsitzender der DNVP). Nach dem Ende der Inflation ver­
trat er in der Aufwertungsfrage die Forderungen der geschä­
digten Sparer im Sparerbund für das Deutsche Reich, dessen
politisches Instrument, die Reichspartei für Volksrecht und
Aufwertung (Volksrechtspartei) machte ihn zum Ehrenvor­
sitzenden und wählte ihn in den preußischen Landtag (1928­
1932). In seine Amtszeit als Staatssekretär des Innern fallen
die großen Reformen alTf sozial-, wirtschafts- und handels­
politischem Gebiet: Novellen zur Kranken-, Unfall- und Inva­
lidenverischerung, zum Hilfskassen-Gesetz, zum Gesetz betr.
Beaufsichtigung der privaten Versicherung-Unternehmungen,
die Seemannsverordnung, Gesetz betr. Mißbrauch der Kinder­
arbeit, betr. Errichtung billiger Wohnungen für mittlere und
Unterbeamten des Reichs, betr. Kaufmannsgerichte, Vertre­
tung der neuen Handelsbeiträge usw. Posadowsky war, auf­
grund der Funktionenfülle des Reichsamt des Innern prak­
tisch der amtliche Träger der Sozial-, Handels- und Wirt­
schaftspolitik. Seine Hauptbedeutung liegt aber auf dem Ge­
biet der Sozialpolitik: als er das Reichsamt des Innern üher­
nahm, herrschte in der amtlichen Sozialpolitik eine gewisse
Verdrossenheit aufgrund des starken Anwachsens der sozia­
listischen Stimmen im Reichstag, die Widerstände aus dem
Bergbau und Eisenindustrie dagegen waren stark. Aus kon­
servativer Gesinnung heraus brachte er aber, ähnlich wie an­
fangs Bismarck, die Sozialpolitik wieder voran, um die Ar­
beiterschaft in den Staat zu integrieren: "Ich stehe auf dem
Standpunkte, wenn die besitzenden Klassen mit Erfolg den
Kampf gegen die Sozialdemokratie führen wollen, dann. wer­
den sie auch zu manchen Opfern bereit sein und jetzt mehr
denn je darauf achten müssen, die arbeitenden Klassen ge­
recht zu behandeln". Von dort erklärt sich seine "antisozial­
demokratische Sozialpolitik", die er als ,.Ringen um die
Seele der Arbeiter" kennzeichnete und die die Emanzipa­
tionsansprüche des Sozialismus negierte. Im einzelnen zeigte
sie so vordergründige Diskrepanzen: einerseits eifriger Aus­
bau der Arbeiterversichprlln~ gegen grnßil1dustrielle Wider­
stände, andererseits verteidigte er geschickt die Zuchthaus­
vorlage und die Entrechtung der Gewerkschaften und drückte
die Lebenshaltun~dpr Arhpitpl"srhichtel1 rlurch die neue Zoll­
politik, die er geschickt meisterte, herunter; einerseits orga­
nisierte der den Kampf gegen die verheerende Tuberkulose,
andererseits sah er es kühl mit an, wie die zur Mitarbeit
bereiten Krankenkassen in Preußen von seinen nachgeordne­
ten Behörden wegen der dabeI notwendigen; recht beschei­
denen Geldaufwendungen schikaniert wurden; auf die Ta­
gungen der Berufsgenossenschaften und Landesversicherungs­
anstalten sandte er seine Räte, für die Krankenkassenkon­
gresse hatte er niemals etwas anderes übrig, als das stereo­
type Ersuchen, ein Tagungsprotokoll einzusehen, da die Räte
unabkömmlich seien. 1907 widerrief der "Graf im Barte", daß
er unter der einhelligen Zustimmung des Reichstages 1905
die große, vereinheitlichende Reform der Arbeiterversiche­
rung als erstrebenswertes Ziel angekündigt hatte. Obwohl
ein scharfmacherisches Gros Posadowskys wegen seiner So­
zialpolitik zu Fall bringen wollte, stürzte er erst über Bülows
sublimer Idee von dpr konsenmtiv-liher;'\len Paarung - hier
war er zu konservativ und zentrumsorientiert; am 22. Juni
1907 wurde ihm nahegelegt, seine Entlassung einzureichen,
tags darauf erfuhr er aus der Norddeutschen Allgemeinen
Zeitung, daß er sein Entlassungsgesuch eingereicht habe. In
der Folgezeit zeigte es sich, daß "Posa" in seiner Arbeits­
kraft, seinem starken Fleiß und seinen sozialpolitischen
Kenntnissen nicht durch eine beliebige andere Exzellenz zu
ersetzen. war. vgl. über 1hn: Born, K. E.: Arthur Graf von
Posadowsky-Wehner, in: Männer der deutschen Verwaltung,
Köln und Berlin 1963, 211.

S) Steno Ber. d. Deutschen Reichstags, XI. Legisl. Per.!. Session
1903/05, 153. Sitzung, S. 4938.

6) Vgl. dazu meine demnächst erscheinende "Geschichte der
Selbstverwaltung in der Krankenversicherung", hingewiesen
sei auf die pamphletische Schrift von: Möller, W.: Die Herr­
schaft der Sozialdemokratie in der deutschen Krankenver­
sicherung, Berlin 1910.

7) Steno Ber. d. Deutschen Reichstags, XII, Legisl. Per., 1. Ses­
~ion, 26. Sitzung. 11. April 1907, S. 688.

8) Steno Ber. d. Deutschen Reichstags, XII, Legisl. Per.,!. Ses­
sion, 26. Sitzung, 16. April 1907, S. 808.

9) Vgl. über ihn: Vietsch, E. v.: Bethmann Hollweg. Staatsmann
zwischen Macht und Ethos, Boppard a. Rh. 1969, 80 ff., ent­
täuschend: Bock, H.: Staatliche Soizalpolitik in Deutschland
von 1907-1914, Diss. rer. pol., Köln 1968, begrenzt in Frage­
stellul).g und Quellenverarbeitung auch die Habilitations­
schrift (!): Born, K. E.: Staat und Sozialpolitik seit Bis­
marcks Sturz. Ein Beitrag zur inneren Entwicklung des deut­
schen Reiches 1890-1914, Wiesbaden 1957, 212 ff.

10) Rassow, P. u. K. E. Born (Hrsg.): Akten zur staatlichen So­
zialpolitik in Deutschland 1890-1914, Wiesbaden 1959, 270, vgl.
auch S. 414 f.
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für das von der damaligen Beamtenschaft noch gepflegte
Zurücktreten der Person hinter der Sache - sei dieses
hier etwas nachgeholtll).

Franz Caspar wurde am 7. September 1849 in Stralsund
geboren. Sein Vater Eduard Caspar (1816-1891) war
Justizrat und Notar am Kammergericht Berlin. Sein
Großvater Gustav Heinrich (1780-1859) war erster Groß­
grundbesitzer jüd. Abkunft in Ostpreußen. In Berlin stu­
dierte Franz Caspar bis 1869 Rechts- und Staatswissen­
schaft und ging auf Grund der bestandenen Prüfung im
Dezember 1869 als Referendar nach Greifswald in Pom­
mern. 1870/71 nahm er am deutsch-französischen Krieg
teil, anschließend war er Referendar in Greifswald in
Pommern und in Paderborn (1874/75). 1875 bestand Franz
Caspar die große juristische Staatsprüfung und war als
Gerichtsassessor und Hilfsrichter bei dem damaligen
Kreisgericht in Berlin beschäftigt. Im Mai 1877 wurde er
Kreisrichter in Brandenburg/Havel und im Oktober 1877
Regierungsassessor in der Abteilung des Innern bei der
Königlichen Regierung in Potsdam. Für diesen Stellen­
wechsel wird zu beachten sein, daß damals der Richter
als "Stiefkind der Staatsverwaltung" galt und mannig­
fache Herabsetzungen der Justiz gegenüber der Staats­
verwaltung bestanden12). In dieser Zeit heiratete er auch
die Tochter Anna des Senatspräsidenten am Berliner
Kammergericht Ludwig Vonhoff, 1880 wurde Franz
Caspar als wissenschaftlicher Hilfsarbeiter in das Reichs­
amt des Innern berufen und 1881 daselbst zum Kaiser­
lichen Regierungsrat und ständigen Hilfsarbeiter ernannt.
1885 trat er als erstes Mitglied und Geheimer Regie­
rungsrat zu dem neu begründeten Reichsversicherungs­
amt über und wurde 1889 als Vortragender Rat in das
Reichsamt des Innern berufen. 1894 wurde er nebenamt­
lich Mitglied des Bundesamts für das Heimatwes·en13).
1896 vertauschte er dieses Nebenamt mit dem Vorsitz des
Kaiserlichen Oberseeamtes14). 1901 wurde er als Nach­
folger Erich von Woedtkes 15) Direktor der sozialpoliti­
schen Abteilung im Reichsamt des Innern und bearbei­
tete hier nacheinander die Unfall-, Kranken-, Invaliden­
und Angestelltenversicherung. 1908 besuchte er als Ver­
treter der Reichsregierung die internationalen Arbeits­
konferenzen in Genf und Bern.

Im März 1908 war der "unfertige Entwurf" als "Grund­
züge für die Abänderung der Organisation, des Verfah­
rens und des Instanzenzuges in Arbeiterversicherungs­
sachen" fertiggestellt und wurde vertraulich an die Re­
gierungen der einzelnen Staaten des Deutschen Reichs
bekanntgegeben16).

Am 11. und 12. Juni 1908 berief die Reichsregierung
Sachverständige zu einer Tagung nach Berlin, die sich
vornehmlich mit der Arztjrage beschäftigte17).

Am 29. Juni 1907 traten die Betriebskrankenkassen in
Eisenach zusammen und gründeten einen "Verband zur
Wahrung der Interessen der deutschen Betriebskranken­
kassen", "um ihren Wünschen und Auffassungen bei der
in Aussicht stehenden Reform der Krankenversicherung
Geltung zu verschaffen"18). Im Anschluß an diese und
weitere Sachverständigen- und Interessentenstellungnah­
men wurde am 2. April 1909 vom Reichsamt des Innern
nach Absprache mit dem Preußischen Staatsministerium
der erste Entwurf einer Reichsversicherungsordnung (so
der hier erstmals erscheinende Name des Gesetzes) dem
Bundesrat vorgelegt und gleichzeitig der öffentlichen
Kritik unterbreitet19).

Diese Kritik gestaltete sich denn auch ebenso umfas­
~end wie heftig, weniger von Seiten der Wissenschaft als
vielmehr von Seiten der verschiedenen politischen und
Interessentenparteien, von denen jede mit äußerster
Kraftanstrengung ihre politischen Sonderzwecke bei der
bevorstehenden sozialrechtlichen Kodifikation durchzu­
setzen sich bemühte"20).

Am stärksten waren die Krankenkassen und ihre Selbst­
verwaltung von dem Entwurf betroffen. Für den 11. und
12. Mai 1908 berief deshalb die 1899 gegründete "Zentrale
für das deutsche Krankenkassenwesen" unter Eugen
SimanowskFl) den 4. allgemeinen Kongreß der Kranken­
kassen Deutschlands ein. Dieser galt der Gefährdung der
Selbstverwaltung durch die Reichsversicherungsord­
nung22). Vom 17. bis 19. Mai 1909 fand der 5. allgemeine
Kongreß der Krankenkassen Deutschlands statt, der den
anderen geplanten Neuregelungen der Reichsversiche­
rungsordnung galt23). Beide Kongresse fanden unter un­
gewöhnlich starker Beteiligung statt, auf dem 5. Kongreß
waren 1036 Kassen mit 6,75 Mio Mitgliedern durch 1696
Delegierte vertreten. Gefordert wurde die Beseitigung
der Innungskrankenkassen und eine Mindestmitglieder­
zahl für Betriebskrankenkassen von 1000 Personen. Die
Zwei-Drittel-Mehrheit der Versicherten in der Kranken­
kassenverwaltung sei aufrechtzuerhalten usw. Am 26. Mai

1') Der Verfasser dankt hiermit herzlich für erteilte Auskünfte
der Tochter von F. C. Frau Hannah von der Groeben, Berlin.
Die Personalakte von Franz Caspar ist beim Deutschen Staats­
archiv Potsdam ebensowenig erhalten wie die Laudatio für
seine Ehrenpromotion (1912) bei der Universität FreiburglBr.
(schriftliche und mündliche Mitteilungen). Das hier veröffent­
lichte Foto ist das einzige, was von ihm existiert, auch des­
sen überlassung verdankt der Verfasser Frau Hannah von
der Groeben.

12) Vgl. dazu: SanI, K.: Staat, Industrie. Arbeiterbewegung im
Kaiserreich, Düsseldorf 1974, 189 H.; Fenske, H.: Preußische
Beamtenpolitik vor 1918, Der staat 1973, 339; Morsey, R.: Zur
Beamtenpolitik des Reiches von Bismarck bis Brüning, in:
Demokratie und Verwaltung, Berlin UJ72, 101.

13) vgl. über dieses: Huber, E. R.: Deutsche Verfassungsgeschich­
te seit 1789, Bd. IH. Bismarck und das Reich, Stuttgart 1963,
986.

14) Vgl. über dieses: ebenda.
15) Woedtke, Erich von (1847-1902), Studium in Greifswald, Hei­

delberg und Berlin, 1874 als Gerichtsassessor staatsanwalt in
Mohrungen, 1876-1881 Regierungsassessor in Köslin, Brom­
berg und Königsberg, 1881 wurde er als Hilfsarbeiter in das
preußische Handelsministerium berufen, 1882 Regierungsrat
dort, 1884 wurde er zum Geheimen Regierungsrat ernannt
und Vortragender Rat im Reichsamt des Innern, 1889 Gehei­
mer Oberregierungsrat, 1896 Direktor der Sozialpolitischen
Abteilung im Reichsamt des Innern, das 1899 den Gesetzent­
wurf "zum Schutz der gewerblichen Arbeitsverhältnisse", so­
genannte Zuchthausvorlage, ausgearbeitet hatte, die sich ge­
gen das Koalitions- und Streikrecht der Arbeiter wandte
(Wilhelm II am 4. Juli 1899 zu den "Hintergründen": "Ehe
nicht die sozialdemokratischen Führer durch Sozialdemokra­
ten aus dem Reichstag herausgeholt und füsiliert sind, ist
keine Besserung zu erhoffen"). In Zusammenhang damit
nahm von Woedtke (wohl mit Billigung des Staatssekretärs
des Innern, Graf von Posadowsky-Wehner) 12 000 M vom Zen­
tralverband deutscher Industrieller an, was nach AUfdeckung
durch die "Leipziger Volkszeitung" (22. Oktober 1900) einen
handfesten Skandal hervorrief ("Reichsamt der Industrie"),
1901 wurde von Woedtke daraufhin als "Sündenbock" Präsi­
dent des neugegründeten Kaiserlichen Aufsichtsamts für Pri­
vatversicherung. Von Woedtke war Referent des Gesetzes zur
Alters- und Invalidenversicherung; ihm kommt das Haupt­
verdienst um die Ausarbeitung dieses Gesetzes zu. Gleich­
zeitig begründete er den Typus des sogenannten Referenten­
kommentars im Sozialversicherungsrecht.

16) Abgedruckt mit Beglpitschrpihpn hf'i Rassow, P. u. K. E.
Born: Akten zur staatlichen Sozialpolitik ..., 413 H., 415 ff.

17) Vgl. Fräßdorf, J.: Konferenzen im Reichsamt des Innern vor
Abänderung der Arbeiterversicherung, Neue Zeit, 1908/09
(27. Jg.).

18) vgl.: Die Gründung des Verbandes Deutscher Betriebskran­
kenkassen, Kompaß 1907, 255.

'9) Reichsversicherungsordnun~. Entwurf, Januar 1909, o. O.
286 S. Gesetzentwurf (1793 §§) und 135 S. Begründung.

20) Manes, A.: Art.: Reichsversicherungsordnung, in: Handwör­
terbuch der Staatswissenschaften, 3. Aufl., Bd. 8, Jena 1911,
1213.

21) Simanowski, Eugen (1858-1922), Maurer, nach Wanderjahren
1885 nach Berlin, gewerkschaftliche u. sozialdemokratische
Betätigung, Mitglied des Parteivorstandes der Berliner SPD,
Vorstandsmitglied der Berliner Ortskrankenkasse für das
Maurergewerbe, 1887 Schiedsgerichtsbeisitzer für Arbeiterver­
sicherung, 1897 Mitglied des Reichsversicherungsamts, 1895
stellvertr. Vorsitzender des Ausschusses der LVA Berlin,
Gründer der freien Vereinigung der Krankenkassen der Pro­
vinz Brandenburg, Geschäftsführer des Verbandes der Kran­
kenkassen Berlins.

22) Die Arbeiterversorgung 1908, 349.
73) Die Arbeiterversorgung 1909, 379, 403, 432. Hier sprach auch

Franz Caspar zu den wesentlichen Änderungen, vgl. den
wörtlichen Abdruck seiner Äußerungen in: Protokoll über
die Verhandlungen des V. Allgemeinen Kongresses der Kran­
kenkassen Deutschlands, abgehalten zu Berlin am 17., 18. und
19. Mai 1909 in "Happoldt's Brauerei", Hasenheide Nr. 32-38,
Berlin 1909, S. 83 ff.
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1909 fand unter dem Vorsitz von Friedrich A. Spiecker24 )

ein außerordentlicher Berufsgenossenschaftstag statt, der
u. a. gegen die Absicht protestierte, den Berufsgenossen­
schaften die Rentenfestsetzung teilweise zu nehmen und
Versicherungsämter als "örtlichen Unterbau" daran zu
beteiligen25).

Im gleichen Jahr erklärten der Zentralverband der In­
dustriellen und andere Arbeitgeberorganisationen, daß
sie die Hälfte der Gesamtbeiträge zur Krankenversiche­
rung übernehmen würden, wenn, wie der Entwurf es
vorsah, der Stimmenanteil der Versicherten von zwei
Drittel auf die Hälfte zugunsten der Arbeitgebervertreter
reduziert würde26).

Schließlich sei noch erwähnt, daß die SPD auf ihrem
Leipziger Parteitag vom 12. bis 18. September 1909 den
Entwurf ausführlich erörterte27). Berichterstatter waren
Gustav Bauer28) für Allgemeines und Krankenversiche­
rung, Robert Schmidt29 ) für die Unfallversicherung und
Luise Zietz30) für die Invaliden- und Hinterbliebenen­
versicherung. Die Hauptforderungen betrafen die Selbst­
verwaltung.

Am 12. März 1910 legte dann der Reichskanzler dem
Reichstag einen umgestalteten zweiten Entwurf mit Be­
gründung vor. Darin war "den Ansichten und Wünschen
der Interessenten und der öffentlichen Meinung insoweit
Rechnung getragen, als es nach der Auffassung der ver­
bündeten Regierungen mit dem allgemeinen Wohle und
mit den Hauptzielen der Reform vereinbar schien"31).
Die Umänderungen, die die Ministerialbürokratie vorge­
nommen hatte, waren jedoch nicht wesentlich, und es
war daher "nicht überraschend, daß die egoistischen In­
teressenvertretungen von neuem ihre Einflüsse geltend
zu machen suchten, und zwar diesmal nicht ohne eine
Reihe von Erfolgen"32).

Die Krankenkassen hielten am 3. April 1910 ihren vor­
letzten allgemeinen Kongreß ab, bei dem festgestellt
wurde, daß die Wünsche der Krankenkassen nicht beach­
tet worden waren. Alle Kassenvertreter wurden ersucht,
"gegen die rückschrittlichen Bestimmungen des' Entwurfs
im ganzen Reiche mit allem Nachdruck einzutreten"33).

Kritisch nahm auch der außerordentliche (7.) Kongreß
der Gewerkschaften Deutschlands in Berlin, der aus­
schließlich der Reichsversicherungsordnung galt, zu die­
ser Stellung34). Hier vertraten 420 Delegierte 1,9 Mio or­
ganisierte Arbeiter. Referenten waren u. a. die späteren
Reichsarbeitsminister Gustav Bauer28 ) und Rudolf Wis­
sell35). In der Diskussion und der einstimmig beschlos­
senen Resolution wurden die Verschlechterungen der Ar­
beiterversicherung kritisiert und u. a. die Vereinheitli­
chung der Krankenversicherung, die Gleichstellung der
landwirtschaftlichen, staatlichen und kommunalen Arbei­
ter sowie der Seeleute mit den gewerblichen Arbeitern
verlangt. "Für den Fall, daß die in dem Entwurf der
Reichsversicherungsordnung vorgesehene Halbierung der
Beiträge und der Vertretung für die Krankenversiche­
rung Gesetz werden sollte, verpflichten sich die Gewerk­
schaften, dahin zu wirken, daß die Gewerkschaftsbei­
träge um denjenigen Betrag erhöht werden, den die Ar­
beiter infolge der geminderten Beitragszahlung zur
Krankenversicherung ersparen". Mit diesen Mitteln soll­
te der gewerkschaftliche Kampf auf wirtschaftlichem
Gebiet erweitert und verschärft werden.

Mit der Arztfrage in der Reichsversicherungsordnung be­
faßten sich kritisch - aus unterschiedlicher Sicht - der
außerordentliche Ärztetag am 17. April 1910 in Berlin,
bei dem rd. 500 Vertreter von 750 Vereinen anwesend
waren36) und am 9. Mai 1910 der Verband zur Wahrung
der Interessen der Betriebskrankenkassen37).

24) Spiecker, Friedrich Albert (1854-1936), Kaufmann, nach kauf­
männischer Ausbildung kaufmännischer Direktor der Rhei­
nischen Missionshandelsgesellschaft, danach Gründer einer
Elektrizitätsfirma in Köln und als Prokurist in den Köln-

Rottweiler Pulverfabriken deutscher Sekretär des Nobel­
Dynamit-Trusts. 1902 Finanzdirektor und Vorstandsmitglied
des Siemens-Konzerns, 1905 Schatzmeister, 1906 Vorsitzender
der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik nud Elektrotech­
nik, 1907 Schriftführer, 1909 stellvertretender Vorsitzender
und 1910-1930 Vorsitzender des Verbandes der deutschen Be­
rufsgenossenschaften, 1930-1936 Ehrenvorsitzender. 1907-1925
Präsident des Zentralausschusses für die Innere Mission der
Deutschen Evangelischen Kirche. Friedrich Albert Spiecker
erreichte, daß die ihm noch nicht angeschlossenen Berufsge­
nossenschaften dem "Verband" sämtlich beitraten und sorgte
dafür, daß in der wirtschaftlichen Krise die Stellung des
Verbandes, und seine Einrichtungen gefestigt wurden. Seinen
Einfluß erhellt vielleicht die kleine Episode, daß wegen des
Kuraufenthaltes seiner Frau eine Festsetzung im RVA zu
Ehren von Paul Kaufmann (Bildübergabe durch den "Ver­
band") verschoben wurde.

25) Vgl. Bericht über die Verhandlungen des außerordentlichen
Berufsgenossenschaftstages vom 26. Mai 1909, Beilage zur
Nr. 1111909 der "Berufsgenossenschaft".

26) Vgl. Stellungnahme des Zentralverbandes deutscher Indu­
strieller zu den wesentlichen, gegenwärtig im Vordergrunde
der Erörterung stehenden sozialploitischen Fragen, Volks­
tümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung,
1907, 397.

27) vgl. Protokoll über die Verhandlungen des Parteitags der
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands vom 12. bis 18.
September 1908 in Leipzig, Berlin 1908.

28) Bauer, Gustav (1870-1944), nach Volksschulbesuch 1884-1893
Anwaltsbürogehilfe, 1893-1902 Bürovorsteher in Königsberg
(Ostpreußen) ; 1895 gehörte er zu den Begründern des Verban­
des der Büroangestellten und war bis 1908 dessen 1. Vorsit­
zender. 1903-1908 Sekretär des Zentralarbeitersekretariats der
freien Gewerkschaften, 1908-1918 2. Vorsitzender der Gene­
ralkommission der Gewerkschaften Deutschlands, am 4. Okt.
1918 wurde er Staatssekretär (ips Reichsarbeitsamtes in der
kaiserlichen Regierung des prinzen Max von Baden, vom
13. Febr. bis 20. Juni 1919 Reichsarbeitsminister, vom 21. Juni
1919 bis 26. März 1920 Reichskanzler, vom 27. März bis 8. Juni
1920 Reichsschatzminister bzw. Reichsverkehrsminister und
vom 10. Mai 1921 bis 14. Nov. 1922 Vizekanzler und Reichs­
schatzminister. In den aufsehenerregenden Julius-Barmat­
Korruptionsskandal (Nov. 1924) verwickelt, wurde er von der
Berliner SPD-Parteiorganisation aus der SPD ausgeschlossen,
unter dem Druck der ParteifÜhrung wurde der Ausschluß
rückgängig gemacht und der Versuch unternommen, ihn zu
rehabilitieren. 1912-1918, 1920-1925 Mitglied des Reichstags:
SPD (Mandatsniederlegung), 19·19/20 Mitglied der Weimarer
Nationalversammlung.

29) Schmidt, Robert (1964-1943), nach Volksschulbesuch Klavier­
macherlehre von 1879-1883, danach Klaviermacher in Berlin
und Weimar, seit 1883 für die Sozialdemokratie tätig, Anfang
der neunziger Jahre Führer der halbanarchistischen ..Jun­
gen", seit 1890 freigewerkschaftliche Tätigkeit, 1893-1902 Re­
dakteur am "Vorwärts", 1902-1919 gehörte er der General­
kommission der Gewerkschaften Deutschlands an, von 1903­
1910 leitete er das Zentralarbeitersekretariat in Berlin, 1910­
1918 leitete er die Sozialpolitische Abteilung der General­
kommission. Im Okt. 1918 wurde er Unterstaatssekretiir im
Reichsernährungsamt, von Febr. bis Sept. 1919 war er Reichs­
ernährungsminister, vom Juli 1919 bis Juni 1920 sowie vom
Mai 1921 bis Nov. Ul22 Reic'hswh·tsf'h"lftsminister. vom Aug. bis
Nov. 1923 Reichsminister für WiederaUfbau und Vizekanzler,
vom Dez. 1929 bis März 1930 wieder Reichswirtschaftsminister
1893-1898, 1903-1918, 1920-1930 Mitglied des Reichstags: SPD',
1919/20 Mitglied der Weimarer Nationalversammlung.

30) zietz, Luise geb. Körner (1865-1922), nach Volksschulbesuch
Tätigkeit als Dienstmädchen und Ausbildung als Kindergärt­
nerin an der Fröbel-Schule in Hamburg, seit 1892 in der SPD
tätig; 1898-1904 Vorsitzende der Zahlstelle des Verbandes der
Fabrik-, Land- und gewerblichen Hilfsarbeiter in Hamburg­
st. Georg. 1904-1908 Vorstandsmitglied des Sozialdemokrati­
schen Vereins im 1. Hamburger Wahlkreis, 1908-1912 Beisit­
zerin und 1912-1916 Sekretärin im Parteivorstand (verant­
wortlich für die Agitation unter Frauen), seit 1908 gehörte
sie zu der unter Leitung Friedrich Eberts stehenden Zentr8.l­
stelle für die arbeitende Jugend Deutschlands, 1917 Mitbe­
gründerin der USPD. 1917-1920 Mitglied des Zentralkommi­
tees der USPD, 1919/20 Mitglied der Nationalversammlung u.
1920-1922 Mitglied des Reichstags: USPD.

31) Drucks. d. Deutschen Reichstags, 12. Legisl. Periode, H. Ses-
sion 1909/10, Nr. 340 und zu Nr. 340 (Anlagen zum Entwurf).

32) Manes, A.: Art.: Reichsversicherungsordnung ... (Anm. 20).
33) Die Arbeiterversorgung 1910, 274.
34) Protokoll der Verhandlungen des außerordentlichen (sieben­

ten) Kongresses der Gewerkschaften Deutschlands, Berlin
1910.

35) Wissell, Rudolf (1869-1962), nach Besuch der Bürgerschule in
Bremen 1883-1887 Maschinenbauerlehre. 1887-1901 Tätigkeit
als Maschinenbauer und Dreher, 1888 SPD-Beitritt. 1894-1899
Vorsitzender der Zahlstelle Kiel des Deutschen Metallarbei­
ter-Verbandes, 1901-1908 Arbeitersekretär der Gewerkschaf­
ten in Lübeck, 1908-1918 leitete er das Zentralarbeitersekre­
tariat und die Sozialpolitische Abteilung der Generalkommis­
sion der Gewerkschaften Deutschlands in Berlin, 1918-1919
2. Vorsitzender der Generalkommission, Febr. bis Juli 1919
Reichswirtschaftsminister, 1920-1923 Mitglied des Bumlps­
vorstandes des ADGB, 1928-1930 Reichsarbeitsminister, 1945­
1954 Mitglied mehrerer sozial- bzw. wirtschaftspolWscher
Ausschüsse des SPD-Landesverbandes Berlin, u. a. agitierte
er gegen die von den Alliierten geplante Einführung der
"Einheitsversicherung" und die Versicherungsanstalt Berlin.

36) vgl. Verhandlungen des außerordentlichen Deutschen Ärzte­
tages in Berlin, Ärztliches Vereinsblatt 1910, 313.

37) Vgl. Verbandsversammlung des Hauptverbandes, Betriebs­
krankenkasse 1910, 112.
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Der Bund der Industriellen38) nahm am 4. April 1910 zu
dem Entwurf des Reichsamts des Innern überwiegend
positiv Stellung, er wandte sich gegen die Errichtung von
Versicherungsämtern, gegen die Beschränkung der Be­
triebskrankenkassen sowie gegen die Neuregelung der
Arztfrage, die auf freie Arztwahl hinauslaufe39).

Soweit ersichtlich, war die Agitation des Zentralverban­
des deutscher Industrieller40) und des Betriebskranken­
kassenverbandes besonders erfolgreich, weil sie unmit­
telbar auf die Verhandlungen des Reichstags einwirkte.
Otto Heinemann41 ) berichtet darüber in seinen Erinne­
rungen42) :

1910 wurde von der Reichsregierung ein vorläufiger
Entwurf der Reichsversicherungsordnung dem Reichs­
tage und der Öffentlichkeit mit eingehender Begrün­
dung unterbreitet. Als Ausfluß des früheren, auf die
Zentralisation hinwirkenden Geistes der Reformbe­
strebungen war eine starke Beschränkung der Be­
triebskrankenkassen vorgesehen. U. a. sollte die Min­
destmitgliedzahl bei diesen Kassen 250 betragen. Ge­
gen diese Beschränkung wandte sich der Verband mit
Nachdruck und legte zahlreiche Abänderungsvorschlä­
ge der Reichsregierung und dem Reichstage vor. Bei
der großen Bedeutung, die die Neuordnung der
Reichsversicherung für die Allgemeinheit und die
Wirtschaft im be'sonderen hatte, bildete der Zentral­
verband deutscher Industrieller einen besonderen
Ausschuß zur Vertretung seiner Auffassungen und
Interessen, dem führende Männer in Industrie, Berg­
bau und Handel angehörten, u. a. earl Friedrich von
Siemens43), Berlin, Direktor Mosler44) von der Deut­
schen und der Diskontobank, Berlin, ferner Justizrat
MHde45) von der Oberschlesischen Knappschaft, Re­
gierungsrat Dr. Schweighoffer46) vom Zentralverband
deutscher Industrieller. Ich war gewissermaßen als
Vertreter von Krupp und des Betriebskrankenkassen­
verbandes Mitglied dieses Ausschusses, Justizrat Milde
und ich wurden dazu bestimmt, mit dem Reichstags­
ausschuß zur Beratung der Reichsversicherungsord­
nung während seiner Tagung in dauernder Fühlung
zu bleiben und die Wünsche und Anliegen, auch die
Anträge der Wirtschaft bei den in Betracht kommen­
den Ausschußmitgliedern zu vertreten.

Ich stand mit dem der Wirtschaftlichen Vereinigung
angehörigen Abgeordneten Behrens47), der Mitglied
des genannten Reichstagsausschusses war, in näheren
Beziehungen. Von ihm erhielt ich nach jeder Sitzung
des Ausschusses sofort einen Bericht und seine Be­
schlüsse. Milde und ich waren während der Beratung
des Ausschusses in seinem Vorzimmer und erhielten
von den Reichstagsdienern alle gedruckten Anträge
für den Ausschuß. So konnten wir nach ihrer Kennt­
nisnahme, wenn es geboten erschien, sofort das eine
oder andere Mitglied aus der Sitzung heraus zu uns
bitten, um die Anträge mit ihm zu besprechen. Mit
den konservativen Mitgliedern des Ausschusses, dem
Grafen Westarp48), dem damaligen Führer der konser­
vativen Partei des Reichstags, und mit dem Ober­
regierungsrat Schickert4!J) stand ich in ständiger Füh­
lung. Es kam vor, daß mich Graf Westarp von Essen
zu sich bat, wenn er die Auffassungen des Verbandes
in einer bestimmten Frage hören wollte. Ich habe
wiederholt in seinem Arbeitszimmer im Reichstag Be­
sprechungen mit ihm gehabt. Nach jeder Sitzung ging
ein längerer Bericht von Behrens mit einem Begleit­
bericht von mir nach Essen zum Verbande, der auch
dem Dezernenten des Krupp-Direktortums für Ange­
legenheiten der Reichsversicherung vorgelegt wurde.
In dem Industrieausschuß erstatteten Milde und ich
von Zeit zu Zeit über die Beschlüsse des Reichstags­
ausschusses Bericht. Ich war im Frühjahr 1911 wäh­
rend der Ausschußsitzungen wiederholt wochenlang

im Reichstage tätig. Mildes und meine Tätigkeit wa­
ren recht erfolgreich. Die Neuregelung der Reichsver­
sicherung brachte einen Ausbau derselben und die
Herstellung einer einwandfreien inneren Verfassung
und Verwaltung der Ortskrankenkassen. Die Vorherr-

38) VgI. über diesen: Merkei, U.: Bund der Industriellen (BdI)
1895-1919, in: Die bürgerlichen Parteien in Deutschland, Bd. 1,
Leipzig 1968, 117.

39) Vgl. Die Betriebskrankenkasse 1910, 117.
40) VgI. über diesen: Nussbaum, H.: Zentralverband Deutscher

Industrieller (ZDI) 1876-1919, in: Die bürgerlichen Parteien in
Deutschland, Bd. 2, Leipzig 1970, 850.

") Hcinemann, Otto (186'1-1944), Volksschulbesuch, 1878-1881
Steuerkassengehilfe, 1881-1885 Güterexpediteur, 1885-1887
Militärdienst, 1887-1892 Sparkassenrendant in Eschwege,
1892-1900 Spar- und Stadtkassenkontrolleur in Schwelm,
1900 Eintritt in die Firma Krupp, Essen, Assistent des Büros
für Arbeiterangelegenheiten, 1910 Bürovorsteher, zuständig
für Unterstützungswesen, Lebensversicherung, Statistik, Spar­
einrichtungen, Kanzlei, Betriebskrankenkasse und Arbeiter­
pensionskasse, 1913-1931 Leiter des Büros für Arbeiterange­
legenheiten (ab 1923: Prokurist), 1905-1918 Stadtverordneter
in Essen ("Nationaler Verein für den Vfahlkreis Essen"), 1904
Geschäftsführer des "Verbandes rheinisch-westfälischer Be­
triebskrankenkassen" , aus dem 1907 der "Verband zur Wah­
rung der Interessen der deutschen Betriebskrankenl{assen"
hervorging (1917-1935 geschäftsführendes Vorstandsmitglied).
H. focht von seiten der Betriebskrankenkassen für deren
Interessen gegenüber Arzteschaft, Gewerkschaften, Ortskran­
kenkassen und Reichsversicherung, auf ihn geht das "Berliner
Abkommen" (1913) zurück; er war der profilierteste Vertre­
ter der Betriebskrankenkassen. Sein Sohn Gustav W. Heine­
mann war 1969-1974 Präsident der Bundesrepublik Deutsch­
land.

42) Heinemann, 0.: Kronenorden vierter Klasse. Das Leben des
Prokuristen Heinemann (186'1-194'!), Düsseldorf und Wien
1969, 142 ff.

n) v. Siemens, Carl Friedrich (1872-1941), Studium in Straßburg,
München, Berlin, Aufenthalt in Amerika, London, Paris,
1899 Firma Siemens & Halske, 1900 Siemens Brothers Lon­
don, 1909 Rückkehr nach Berlin, 1912 Vorsitz der Siemens­
Schuekertwerke, 1919 Vorsitzender der Aufsichtsräte Siemens
& Halske und Siemens-Schuckertwerke, 1924 Präsident des
Verwaltungsrats der Deutschen Reichsbahngesellschaft, 1923
Präsident des Vorläufigen Reichswirtschaftsrats.

44) Mosler, Eduard (1873-1939), Studium der Rechtswissenschaft,
1895 Ger. Referendar am Kammergericht, 1897 Promotion zum
Dr. iur. in Berlin, 1899 Ger. Assessor, 1902 Geschäftsinhaber
der Berliner Handels-Gesellschaft, 1911 der Disconto Gesell­
schaft, nach Verschmelzung dieser mit der Deutschen Bank
zur "Deutschen Bank und Disconto-Gesellschaft", 1929-1939
Vorstandsmitglied bei dieser, ab 1933 Sprecher in den Gene­
ralversammlungen, Vorsitzender des Reichs-Verbandes der
Bankleitungen u. a.

45) Milde, Franz (1864-1926), Jurist, Schulbesuch in Patschkau,
nach dem Studium Militärdienst, Hauptmann der preuß.
Landwehr, 1896-1899 als Gerichtsassessor a. D. Justitiar der
Zentralverwaltung in Zabrze/Oberschlesien, 1899-1926 Direk­
tor des Oberschlesischen Knappschaftsvereins zu Tarnowitz
(bis 1921, dann Gleiwitz), 1907 Gründungsmitglied des Verban­
des zur Wahrung der Interessen der deutschen Betriebskran­
kenkassen, 1908-1926 Gründer und Vorsitzender des Verban­
des der Betriebskrankenkassen des Oberschlesischen Indu­
striebezirks, maßgeblicher Anteil an der Gründung des
Reichsknappschaftsvereins.

46) Schweighoffer, Ferdinand (1868-1940), Jurist, Dr. iur., 1894
Ger. Ref., 1895 Reg. Ref. in Schleswig, 1898 Reg, Ass., da­
nach an verschiedenen preuß. Regierungen und Landrats­
ämtern, zuletzt (bis 1910) als Reg. Rat in Breslau, 1911-1919
Geschäftsführer des Zentralverbandes Deutscher Industriel­
ler, danach Tätigkeit am Institut für Auslandsrecht des
Reichsverbandes der Deutschen Industrie.

H) Behrens, Franz (1872-1943), Volksschulbesuch, 1886-1889 Gärt­
nerlehre, danach Gärtnergehilfe in Berlin, Dresden und Hal­
le, 1892-1894 Miiltärdienst, 1895-1903 Sekretär der Geschäfts­
führung des allgern. dt. Gärtnervereins. 1898-1902 Sekretär
des Evangelischen Arbeiter-Vereins, Berlin, 1903-1905 Arbei­
tersekretär der Sozialen Geschäftsstelle für das evang.
Deutschland, 1905-1912 Gen. Sekretär d. Gewerkvereins
christI. Bergarbeiter Deutschlands, 1899-1905 Redakteur meh­
rerer Zeitungen, 1912-1933 Vorsitzender des Gesamtverban­
des der Krankenkassen Deutschlands und stellv. Vorsitzen­
der des Gesamtverbandes christlich-sozialer Wirtschaftsver­
ein, 1919-1930 DNVP (Parteiaustritt Dez. 1929), 1932-1933
ChristI.-sozialer Vnl1r srljpT'S+.

48) Westarp, Kuno Friedrich Viktor, Graf von (1864-1945). Jurist,
Studium in Tübingen, Breslau, Leipzig u. Berlin, 1886 Ge­
richtsreferendar, 1891 Reg. Ass. in Bomst (Grenzmark
Posten-Westpreußen), 1893 Landrat in Bomst, 1900 Landrat
für den Kreis Randow (Stettin), 1903 Polizeidirektor in Schö­
neberg, 190'1 Polizeipräsident dort, 1908-1920 preuß. Oberver­
waltungsgerichtsrat, Reichstagsabgeordneter : 1908-1918 Kon­
servative Partei, 1920-1929 DNVP, nach Bruch mit Hugen­
berg: 1930-1932 Konservative Volkspartei, 1926-1928 Partei­
vorsitzender der DNVP.

49) Schickert, Georg (1860-1926), 1871-1879 Gymnasialbesuch,
1879-1883 Studium der Rechtswissenschaft in Straßburg,
Königsberg, Leipzig und Berlin, 1887 Reg. Assessor in Aachen,
1890-1900 Landrat des Kreises NiederunglOstpr. und Deich­
hauptmann, 1900 Reg. Rat in Wiesbaden, 1901-1907 als Ober­
Reg. Rat stellvertretender Regierungspräsident in Gumbin­
nen, 1907-1922 Generaldirektor der Ostpreuß. Feuersozietät,
1903-1912 Mitglied des Reichstags, Konservative Partei.
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schaft der Versicherten in denselben, die zu einer un­
beschränkten Herrschaft der Sozialdemokratie in den
großstädtischen Ortskrankenkassen geführt hatte,
wurde gebrochen. Die drei großen Versicherungszwei­
ge: Kranken-, Jnvaliden- und Unfallversicherung
wurden in einem Gesetz zusammengefaßt und der
Behördenaufbau mit seinen Aufgaben neu geordnet.
Für bereits bestehende Betriebskrankenkassen wurde
die Mindestmitgliederzahl auf 100, für neu zu errich­
tende auf 150 festgesetzt".

Der Reichstag hatte vom 18. bis 20. April 1910 die erste
Lesung des Entwurfs der Reichsversicherungsordnung
vorgenommen, der auch hier überwiegend kritisiert wur­
de50). Die Erörterungen betrafen vor allem Fragen der
Krankenkassen und der vorgeschlagenen örtlichen Ver­
sicherungsämter. Weder der Reichskanzler noch der
Staatssekretär des Innern versuchten, die Vorlage vor
dem Reichstag zu vertreten. Die Vorlage wurde einem
28 Mann starken Ausschuß überwiesen, Freiherr von
Gamp51) glaubte, daß "der Blaustift eine große Rolle
spielen (wird) bei dem Gesetzentwurf, und ich möchte
bitten, daß wir damit recht reichlich ausgestattet wurden
in der Kommission"52).

Vorsitzender des Ausschusses wurde der 2. Vizepräsident
des Reichstags, der deutschnationale Abgeordnete Georg
Schultz53). Zu seinen Berichterstattern ernannte der Aus­
schuß die Abgeordneten Wilhelm Dröscher54) für die ge­
meinsamen Bestimmungen, Max Horn55 ) für die Kran­
kenversicherung, Otto Mugdan56 ) für die Unfallversiche­
rung und Karl Trimborn57) für die Invaliden- und die
Hinterbliebenenversicherung. Außer den hier und von
Otto Heinemann genannten bekannten Politikern gehör­
ten dem Ausschuß u. a. noch an: Franz Hitze58), Matthias
Erzberger59 ) und für die SPD Gustav Hoch60) und Her­
mann Molkenbuhr61).

50) vgI. Steno Ber. d. Deutschen Reichstags, 12. LegisI. Per.,
H. Session 1909110, 66. Sitzung. 18. April 1910, S. 2457 ff.

51) Gamp-Massaunen, Karl, Freiherr von (1846-1918), Ostpreuß.
Großgrundbesitzer, längere Tätiglceit im Staatsdienst, zu­
letzt 1883-1895 Vortragender Rat im Handelsministerium, im
Reichstag war er seit 1884, im preuß. Abgeordnetenhaus seit
1893 ein führendes Mitglied der Freikonservativen Partei
(Reichspartei), für die er besonders in agrar- und wirt­
schaftspolitischen Fragen sprach, 1907 wurde er in den Frei­
herrenstand erhoben.

52) Steno Ber. d. Deutschen Reichstags, ... 19. April 1910, S. 2495.
53) Schultz Georg, 1880-1884 Studium der Rechtswissen­

schaft ~n den Universitäten Tübingen und Berlin, 1895­
1899 Amtsrichter in wongrowitz, 1900 Landrichter in Brom­
berg, 1904 Landgerichtsrat, Landgerichtsdirektor in Breslau,
1907-1918 Mitglied des Reichstags: Reichs- und freikonser­
vative Partei (1918 deren Vorsitzender), 1919/20 Mitglied der
Nationalversammlung und 1920-1930 Mitglied des Reichstags:
Deutsch-nationale Volksoartei.

54) Dröscher, Wilhelm Ulrich, 1878-1885 Studium der Na­
turwissenschaften in Leipzig, Rostock und England, 1881
Promotion zum Dr. phil., 1887-1900 Oberlehrer am Real­
gymnasium Schwerin, 1900-1918 als Geh. Reg. Rat Direktor
des Großherzoglieh Statistischen Amts von Mecklenburg in
Schwerin, nach 1918 geschäftsführendes Vorstandsmitglied
des Refchsverbandes der deutschen See- und Küstenfischerei,
1903-1904 Mitglied des Reichstags: Konservative Partei, 1907­
1912 Mitglied des Reichstags: Konservative Partei.

55) Horr, Max, Studium der Rechtswissenschaft in Leipzig
und Jena, 1889-1896 Gerichts- und Regierungsassessor in
Gera, 1896-1901 Regierungsrat und Vortragender Rat im
Fürst!. Ministerium Reuß jüngere Linie (in Gera), 1901 Land­
rat in Schleiz, 1912 Oberverwaltungsgerichtsrat, 1923 Senats­
präsident am Sächsischen Oberverwaltungsgericht in Dresden,
1907-1911 Mitglied des Reichstags: National-liberale Partei.

56) Mugdan, otto (1862-1925), Arzt,' 1885 Approbation in Berlin,
ab 1892 Mitglied der Ärztekammer für die Provinz Branden­
burg und den Stadtkreis Berlin, um 1900 übertritt vom Juden­
tum zum Protestantismus, 1903-1912 Reichstagsabgeordneter
der Deutschen Freisinnigen Volks~artei, 1912-1918 Mitglied
des Preußischen Abgeordnetenhauses, 1905-1925 Mitglied des
Geschäftsausschusses des Deutschen Ärztevereinsbundes, Mit­
glied des Aufsichtsrates des Leipziger Verbandes. M. war im
Kaiserreich einer der profiliertesten, klügsten und eigen­
ständigsten Vertreter der ökonomischen und ständischen In­
teressen der Ärzteschaft auf politischer Ebene.

57) Trimborn, Karl (1854-1921), seit 1882 Rechtsanwalt in Köln,
gehörte seit 1896 dem Reichstag und dem preuß. Augeordne­
tenhaus an, wo er zu den führenden Politikern des demo­
kratisch-sozialen Flügels der Zentrumspartei zählte. Auf ihn
geht die sog. Lex Trimborn von 1902 zurück, nach der aus
dem Mehrertrag der neuen landw. Zölle ein Fond für die

Witwen- und Waisenversicherung gebildet werden solle
(1911 aufgehoben). Im Okt./Nov. 1918 war er Staatssekretär
des Innern in der parlamentarischen Reichsregierung der
Prinzen Max von Baden. 1919/20 war er Führer der Zen­
trumsfraktion der Weimarer Nationalversammlung, 1920­
1922 Mitglied des Reichstags: Zentrum, vgI. über ihn: Car­
dauns, H.: Karl Trimborn Mönch.-Gladbach 1922.

58) Hitze, Franz (1851-1921), Studium der Theologie und Philo­
sophie in Würzburg, 1878 kath. Priester, 1878-1880 am Campo
Santo in Rom, 1880 Generalsekretär des Verbandes kath.
Industrieller und Arbeiterfreunde "Arbeiterwohl" in Mön­
chen-Gladbach, 1893 Inhaber des ersten und damals einzigen
Lehrstuhls für christliche Gesellschaftslehre in Münster, 1890
schuf er mit Ludwig Windthorst, Franz Brandt und Karl
Trimborn zur Koordinierung der kath.-sozialen Bewegung
und methodischen Schulung den Volksverein für das kath.
Deutschland, auch bei der Gründung des Deutschen Caritas­
verbands (1897) war er hervorragend beteiligt. 1884-1918 Mit--­
glied des Reichstags: Zentrum, 1919/20 Mitglied der Weimarer
Nationalversammlung, vgI. über ihn: Müller, F.: Franz Hitze
und sein Werk, Hamburg, Berlin und Leipzig 1928.

59) Erzberger, Matthias (1875-1921), 1894-1896 Volksschullehrer,
1896 Redakteur des "Deutschen Volksblatts" in Stuttgart,
1899 auf dem 1. christI. Gewerkschaftskongreß Mitbegrün­
der der christI. Gewerkschaften, 1904 Berufsparlamentarier
in Berlin, Führer des linken Flügels der Zentrumspartei,
seine Angriffe auf die deutsche Kolonialverwaltung führte!'
1906 zur Auflösung des Reichstags und zu Neuwahlen (Hot­
tentottenwahlen) und indirekt auch zum Sturz von Artur
Graf von Posadowsky-Wehner. Während des 1. Weltkrieges
wandelte sich Erzberger vom Expansionisten zum Vor­
kämpfer eines Verständigüngsfriedens und setzte sich für
eine demokratische Verfassungsreform ein. Auf Drängen des
Kanzlers Prinz Max von Baden und der OHL leitete er als
Staatssekretär die Waffenstillstandskommission in Com­
piegne und unterzeichnete den Waffenstillstand. Juni 1919 ­
März 1920 amtierte er als Vizekanzler und Finanzminister
und führte die Reichsfinanzreform durch. Diese brachte ihm
eine starke Gegnerschaft in Kreisen der früher Besitzenden
und im föderalistischen Lager ein. Erzberger wurde wegen
seiner politischen Tätigkeit seit der Unterzeichnung des Waf­
fenstillstandvertrages Gegenstand einer hemmungslosen po­
litischen Verleumdungskampagne der extremen Rechten, in
deren Folge er von den Mitgliedern einer nationailstischen
Organisation auf einer Urlaubsreise im Schwarzwald ermor­
det wurde. Die Mörder wurden erst nach dem 2. Weltkieg
verurteilt, vgI. über ihn in: Epstein, K.: Matthias Erzberger
und das Dilemma der deutschen Demokratie, Berlin 1962.

60) Hoch, Gustav (1862-1942), Realschulbesuch, 1880-1883 Kauf­
mannslehre, 1883--1885 Gymnasialbesuch, 1885-1890 Studium
in Berlin, Königsberg und zürich, 1891-1916 Redakteur der
"Deutschen-Dachdecker-zeitung", bis 1894 Redakteur der
"Volksstimme", 1895-1919 Arbeitersekretär in Hanau, 1902­
1919 Stadtverordneter in Hanau, nach 1920 freier Schrift­
steller in sozialrechtlichen und sozialpolitischen Fragen, 1933
und 1942 (bis zum Tode in Theresienstadt) in KZ-Haft, 1898­
1903, 1908-1918; 1920-1928: Mitglied des Reichstags: SPD, 1919/
20 Mitglied der Weimarer Nationalversammlung: USPD; vgI.
über ihn: Hamburger, Ernest: Juden im öffentlichen Leben
Deutschlands, Tübingen 1968, 492 H., von ihm liegen die
meisten publizistischen Veröffentlichungen zur Sozialpolitik
der SPD vor, vgl.: Für die Selbstverwaltung der Arbeiter
in der Arbeiterversicherung, Die Gleichheit 1911, 23'1; und sei­
ne Berichte: Die Beschlüsse der Reichsversicherungskommis­
sion des Reichstags, Volkstümliche Zeitschrift für praktische
Arbeiterversicherung 1910, 140, 151, 191, 239, 251, 254, 263, 277, 288.

61) Molkenbuhr, Hermann (1851-1927), 1857-1862 Besuch der
Volksschule in Wedel, 1862 übersiedlung nach Ottensen, Ar­
beit in verschiedenen Fabriken und Besuch der Abendschule
für in Fabriken arbeitende Kinder; Lehre und bis 1890 Ar­
beit als Zigarrenmacher, "weil man da so viel dabei denken
konnte, wie man wollte" (0: Ernst). 1872 Mitbegründer der
Ortsgruppe Lokstedt-Ottensen des Allgemeinen Deutschen
Arbeitervereins (ADAV) und 1874 Bevollmächtigter des ADAV
in diesen Orten, die er auch 1875 auf dem Vereinigungskon­
greß in Gotha 1875 und auf dem Parteikongreß in Gotha
Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands) vertrat. In sei­
nem ländlichen Wahlkreis wurde er wiederholt von ver­
hetzten Bauern und protzigen Gutsherren verprügelt, unter
dem Sozialistengesetz wurde er aus Hamburg und Um~ebung

ausgewiesen, so daß er 1881-1884 in Nordamerika arbeitete,
1889, 1896, 1900, 1904 und 1910 nahm er an den Internationalen
Sozialistenkongressen teil und 1890-1913, außer 1894 und 1898,
an allen Parteitagen der deutschen Sozialdemokratie. 1887
als "Geheimbündler" angeklagt und Redakteur der "Nord­
wacht", 1890-1904 Redakteur des "Hamburger Echo", 1893 Mit­
glied der amtlichen Reichskommission für Arbeiterstatistik,
1904 Parteisekretär der SPD, von dan an gehörte er bis zu
seinem Tode zum Parteivorstand, 1890-1918 Mitglied des
Reichstags, seit 1907 einer der Vorsitzenden der sozialdemo­
kratischen Reichstagsfraktion, 1907-1916 Stadtverordneter und
seit 1915 Stadtrat in Berlin-Schöneberg, 1912-1927 Mitglied des
Brandenburgischen Provinziallandtages, 1919/1920 Mitglied der
Nationalversammlung und 1920-1924 Mitglied des Reichstages,
1917 bis 1927 nahm "der Alte" an allen Parteitagen der SPD
teil. Er gehörte zu der Kommission, die das 1921 angenom­
mene Görlitzer Programm ausarbeitete. Molkenbuhr war der
bedeutendste "Praktiker" der SPD auf dem Gebiet der Sozial­
politik, insbesondere der Arbeiterschutz- und Arbeiterver­
sicherungsgesetzgebung, der einerseits als allseits anerkannte
Autorität auf dem Gebiet der Sozialgesetzgebung der kompe­
tente Kritiker und Korrektor der Gesetzesvorlagen des
Reichsamts des Innern war, andererseits erstritt er innerhalb
der SPD eine positivere Haltung zur deutschen Sozialgesetz­
gebung. Der Münchener Arbeitstag 1902 gestaltete sich zu ei­
nem Triumpf des Sozialpolitikers Molkenbuhr. Von ihm er-
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Dieser Reichstagsausschuß tagte vom 17. Mai 1910 über
die Sommerpause hinweg bis zum Frühjahr 1911 in 117
langen Sitzungen, allein die SPD-Abgeordneten stellten
über 700 Abänderungsanträge, womit die Beschlüsse des
Leipziger Parteitags verwirklicht werden sollten62). Der
eingehende Bericht des Ausschusses umfaßt rund 1100
großformatige Foliodrucksachen und erschien auch im
BuchhandeI63).

Die Verhandlungen im Reichstag selbst waren angesichts
des "Paragraphenkolosses" relativ kurz, es wurde weit­
gehend auf die Ergebnisse der Ausschußberatungen zu­
rückgegriffen: die zweite Lesung fand statt vom 5. bis
19. Mai 1911, die dritte Lesung vom 26. bis 31. Mai 1911.
Das ganze Gesetz wurde mit 232 gegen 58 Stimmen der
Sozialdemokratie und einigen Angehörigen der Freisin­
nigen Volkspartei bei 15 Enthaltungen angenommen.
"Diese rein parlamentstechnisch unerhörte Leistung war
nur möglich dadurch, daß die bürgerlichen Parteien sich
verständigt hatten, nicht mehr zu der Vorlage zu spre­
chen und höchstens kurze Erklärungen abzugeben. So
sprachen nur Vertreter der Sozialdemokratie ... Wäh­
rend der Beratungen der ganzen Vorlage war es oft
zweifelhaft gewesen, ob sie vom Reichstag angenommen
werde. Erst die letzten Stunden brachten durch die Ver­
handlungen der Regierung mit den Mehrheitsparteien
die Entscheidung"64).

Auf die materiellen Änderungen, die das Gesetz brachte,
kann hier nicht eingegangen werden65), hingewiesen sei
nur noch auf die wenig bekannte Tatsache, daß der Re­
gierungsentwurf dem "Deutschen Sprachverein" zur
Überarbeitung vorgelegen hatte und von dorther Aus­
drucksweise, Fassung, Satz- und Wortbildung in der
Reichsversicherungsordnung sich weitgehend durch be­
sonders gutes Deutsch auszeichneten66). Trotzdem dürfte
sie aufgrund ihres Aufbaues mit gemeinsamen Vorschrif­
ten und ihrer durchgefeilten Gesetzestechnik für die Ar­
beiter weniger verständlich und "durchschaubar" gewe­
sen sein als die vorangegangenen einzelnen "kleineren"
Gesetze der Arbeiterversicherung. Paul Kaufmann67),

1906-1923 Präsident des Reichsversicherungsamtes, ur­
teilte über sie:

"So wertvoll auch die Vereinigung des gesamten
Rechtsstoffs der sozialen Versicherung in einem Ge­
setze gewesen sein mag, so hat doch das dadurch be­
dingte Auseinanderziehen zusammengehöriger Vor­
schriften in die sechs Bücher der Reichsversicherungs­
ordnung mit ihren überreichen, nicht immer leicht
verständlichen Verweisungen die Vertrautheit der
breiten Massen mit der ohnedies verwickelten Invali­
denversicherung erschwert"68).

Im übrigen verstummte die Reformdiskussion mit der
Reichsversicherungsordnung nicht, sie wurde verstärkt
durch den 1. Weltkrieg und die Schaffung einer parla­
mentarischen Demokratie, in deren Folge dann auch tat­
sächlich wieder sehr viele Vorschriften der Reichsver­
sicherungsordnung geändert wurden.

Franz Caspar, der den wesentlichsten Anteil an den Vor­
bereitungen zur Reichsversicherungsordnung gehabt hat­
te, wurde nach deren - auch für die Regierung über­
raschend geglückter - Verabschiedung mit dem damals
seltenen Wilhelmsorden ausgezeichnet und erhielt 1912
das Prädikat "Exzellenz"; die Universität Freiburg ver­
lieh ihm den Dr. iur. h. c.

Durch kaiserlichen Erlaß vom 21. Oktober 1917 wurden
die beiden großen Abteilungen für Sozialpolitik und
Wirtschaft (II und IV) vom Reichsamt des Innern abge­
trennt und zu einem "Wirtschaftsamt" vereinigt. Franz
Caspar wurde Unterstaatssekretär der sozialpolitischen
Abteilung. Am 4. Oktober 1918 wurde dann durch einen
weiteren Kaiserlichen Erlaß ein selbständiges Reichsar­
beitsamt gegründet, durch Bekanntmachung des Reichs-

kanzlers vom 26. Oktober 1918 gingen aus dem Geschäfts­
bereich des Reichswirtschaftsamts die Fragen auf das
Reichsarbeitsamt über, die sich auf die Fürsorge für Ar­
beiter und Angestellte, Verhältnisse des Arbeitsmarkts,
auf Wohlfahrtseinrichtungen und sonstige Fragen der So­
zialpolitik bezogen.

Nachdem der Staatssekretär des Reichsarbeitsamtes
schon am 15. Februar 1919 zum Reichsminister ernannt
worden war, wurde am 21. März 1919 auch das Reichsar­
beitsamt in Reichsarbeitsministerium umbenannt6D).

Die neuen Vorgesetzten von Franz Caspar wurden im
Reichswirtschaftsamt Rudolf Schwander70) und Freiherr
vom Stein71 ) und im Reichsarbeitsamt sein früherer Kon­
trahent beim Kampf um die Reichsversicherungsordnung
Gustav Bauer (vom 4. Oktober 1918 bis 20. Juni 1919)
und Alexander Schlicke72) (vom 21. Juni 1919 bis 8. Juni
1920), ebenfalls ein Sozialdemokrat. Franz Caspar blieb

fuhr die sozialhygienische Bewegung der Krankenkassen vor
dem 1. Weltkrieg direkt und indirekt die größte Förderung,
manche Reformvorschläge von ihm sind noch immer aktuell.
Im Altonaer Gewerkschaftshaus wurde er 1951 sogar als
"Vater der deutschen Sozialpolitik" geehrt. Auch in der in­
ternationalen soziailstischen Welt galt Molkenbuhr als der
unumstritten beste Kenner dcr Sozialversicherung, auf dem
Wiener Internationalen Arbeiterkongreß, der wegen Aus­
bruch des 1. Weltkrieges nicht stattfand, war er als Referent
für Arbeitslosenversicherung vorgesehen. 1914 stimmte er für
die Bewilligung der Kriegskredite und gehörte fortan zu den
Mehrheitssozialisten, 1917 gehörte er zu jenen Sozialisten,
die den Versuch eines internationalen Friedenskongresses in
Stockholm unternahmen. In der Novemberrevolution geleitete
er die ehemalige Kaiserin Auguste Viktoria bis zur hollän­
dischen Grenze.

62) Vgl. Molkenbuhr, H.: Zum Kampfe gegen die RVO, Chem­
nitz 1911.

63) Drucksachen des Dt. Reichstags, 12. Legisl. Per., H. Session
1909/1911, Nr. 946 1. u. 2. Teil.

64) Kleeis, Fr: Die Geschichte der sozialen Versicherung in
Deutschland, 202 ff.

65) Vgl. dazu: Kleeis, Fr.: Die Geschichte ..., 205; Manes, A.:
Art. Reichsversicherungsordnung. (Anm. 20); Peter, H.: Die
Geschichte der sozialen Versicherung, 2 Aufl., Bad Godesberg
1973 und schließlich die in meiner Quellenkunde zur Ge­
schichte der Sozialversicherung (vgl. Anm. 1) angegebene
Lehrbuch und Kommentarliteratur; eine ausführliche Ge­
samtdarstellung der Regelungen scheint wenig sinnvoll, da­
gegen ist es wohl nützlich, von heute noch vorliegenden
problematischen Tatbeständen ausgehend deren historische
Genese zu verfolgen, vgl. z. B. für die Renten wegen gemin­
derter Erwerbsfähigkeit meine Darstellung: Tennstedt, F.:
Berufsunfähigkeit im Sozialrecht, Frankfurt 1972.

66) Kleeis, Fr.: Die Geschichte der sozialen Versicherung, 198
vgl. zu den Einzelheiten: Steuernagel, 0.: Die Einwirkungen
des Deutschen Sprachvereins auf die Deutsche Sprache, Ber­
lin 1926, 20 ff.; Sarrazin, 0.: Die Snr~che des Entwurfs zur
Reichsversicherungsordnung, Zeitschrift des Allgemeinen
Deutschen Sprachvereins. 1910, 1?·9 ff.: auf den Deutschen
Sprachverein gehen danach u. a. folgende Wortneubildungen
zurück: Versicherungspflichtige, Krankenhilfe. Krankengeld,
Hausgeld, Wochengeld, F:1milipnhilfe. Sachleistnng, Sterbe­
geld, Grundlohn u. a., schließlich: "Rechte und Pflichten" statt
"Befugnisse und Obliegenheiten".

61) Über die Präsidenten des Reichsversicherungsamtes wird
demnächst eine Skizze des Verfassers in dieser Zeitschrift
erscheinen.

68) Kaufmann, P.: Fünfundzwanzig Jahre Invalidenversicherung,
Monatsschrift für Arbeiter- und Angestelltenversicherung,
1916, 6.

69) Vgl. zur Geschichte des Reichsarbeitsministeriums: Deutsche
Sozialpolitik 1918-1928. Erinnerungsschrift des Reichsarbeits­
ministeriums, Berlin 1929, Zschucke, M.: Das Reichsarbeits­
ministerium, Berlin 1940.

10) Schwander, Rudolf (1868-1950), mittlerer Beamter in der Ver­
waltung im Elsaß, 1897-1900 Studium der Nationalökonomie,
1900 Promotion zum Dr. rer. pol., 1902 Beigeordneter, 1906
Bürgermeister von Straßburg, 5. Aug. 1917 - 19. Nov. 1917
Leiter des Reichswirtschaftsamts, anschließend wieder Bür­
germeister von Straßburg, 21. Okt. - 11. Nov. Statthalter für
Elsaß-Lothringen. 1919-1930 Oberpräsident von Hessen-Nassau.

") Stein, Hans Karl Freiherr von (1867-1942), Jurist, 1905 Vor­
tragender Rat im Reichsamt des Innern, 1914-1915 Unter­
staatssekretär im Ministerium für Elsaß-Lothringen, 1915­
1917 Unterstaatssekretär im Reichsamt des Innern, ab Febr.
1917 Vertreter des Reichsl\:anzlers bei der OHL, 20. Nov.
1917 - 8. Nov. 1918 Staatssekretär des Reichswirtschaftsamts.

12) Schlicke, Alexander· (1863-1940), Feinmechanikerlehre, Hand­
werksschule, praktische Tätigkeit in Berlin, Quedlinburg,
Erlangen, Bielefeld, Leipzig, Hagen i. W., Wetzlar und Frank­
furt/M., 1891 Sektretär des Dt. Metallarbeiterverbandes, 1895
1. Vorsitzender des Dt. MetallRrheiterverbandes, 1917-1918
gewerkschaftlicher Beirat im Kriegsamt und Demobilma­
chungsa.mt, Janll.<lr bis .Tl1ni lflFl württ. Arbeitsminister, an­
schließend bis Ende Juni 1920 Reichsarbeitsminister, 1921­
1925 Vertreter des Internationalen Arbeitsamts Genf für
Deutschland in Berlin, 1919-1930 Mitglied des Reichstags:
SPD.
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auch unter der neuen sozialdemokratischen Führung zu­
nächst noch im Dienst, um als "Einarbeiter" bei der
Überleitung der Geschäfte mitzuwirken. Im Juli 1919
nahm er Abschied nach fast 50jähriger Dienstzeit.

Im Januar 1920 veröffentlichte Franz Caspar dann noch
eine grundlegende und sein Wirken als Sozialpolitiker
wohl abschließende Abhandlung "Zur Reform der Sozial­
versicherung", aus der einige Passagen zitiert seien, die
entweder besonders interessant - so die zur unterschied­
lichen Behandlung von Arbeitern und Angestellten in
der damaligen Gesetzgebung - oder noch heute aktuell
sind - so die zur Frage der Selbstbeteiligung oder der
verstärkten Zusammenarbeit der Versicherungsträger.

"Die reichsgesetzliche Arbeiterversicherung ist mit der
Reichsversicherungsordnung nicht abgeschlossen,
schon weil die parlamentarischen Vorbedingungen für
das Zustandekommen des Gesetzes es mit sich brach­
ten, daß eine Reihe von wichtigen Streitpunkten durch
Kompromiß erledigt werden mußte, das auf die Dauer
nicht befriedigen kann. Aber auch abgesehen davon
hat die Entwicklung der Versicherungsträger und der
Verhältnisse, denen sie gerecht zu werden haben, seit­
her nicht geruht, vielmehr liegt, zum Teil auch unter
der Einwirkung des Krieges, eine ziemlich tiefgrei­
fende Neugestaltung vor; sie hat die schon vorher von
führenden Männern erörterten Probleme, insbeson­
dere der Zusammenlegung oder Verschmelzung der
verschiedenen Versicherungszweige sowie der Erwei­
terung der Aufgaben und des Wirkungskreises der
Versicherungsträger neben manchen anderen in den
Vordergrund gestellt. Es soll hier nicht versucht wer­
den, einen vollständigen Überblick über diese Erörte­
rungen zu geben und sie kritisch zu würdigen oder
alle reformbedürftigen Einzelheiten darzustellen, son­
dern es werden nur Bemerkungen zu einigen wichti­
gen Punkten, namentlich unter dem Gesichtspunkte
gemacht werden, welche Änderungen alsbald notwen­
dig und durchführbar sind. Diese bei dem nächsten
Schritte der Gesetzgebung vorwegzunehmen, emp­
fiehlt sich, weil man sich so auf solche Punkte be­
schränken kann, welche zu Meinungsverschiedenhei­
ten weniger Anlaß bieten; es ist aber auch geboten,
weil unter den vielen während des Krieges erlassenen
Vorschriften einige zeitlich begrenzte Geltung haben
und schon deshalb eine für die Dauer berechnete Re­
gelung ungesäumt stattfinden muß.

Es wird schwerlich angehen, die Leistungen, nament­
lich auch hinsichtlich der Versorgung von erwerbs­
fähigen Witwen und entsprechend auch die Beiträge
in der Invalidenversicherung auf die Sätze der Ange­
stelltenversicherung durchweg und vollständig zu er­
höhen, wie es eine unumgängliche Voraussetzung für
die vielfach befürwortete Verschmelzung der Ange­
stelltenversicherung mit der Invalidenversicherung
sein würde. Denn eine so gewaltige Erhöhung der Bei­
träge für die viel größere Zahl der Arbeiter würde
sowohl vom Standpunkt der Arbeitgeber, vor allem
derer aus dem Mittelstande, bedenklich sein, als auch
vom Standpunkt der Arbeiter, die einen übergroßen
Teil ihres Arbeitsverdienstes allein für Versicherungs­
zwecke aufzuwenden haben würden.

Einer Angliederung der Angestelltenversicherung an
die Invalidenversicherung stehen übrigens noch ande­
re, kaum überwindbare Hindernisse im Wege, insbe­
sondere der dringende Wunsch der großen Mehrzahl
der Angestellten, den man nicht unbeachtet lassen
sollte, und die Schwierigkeit einer gerechten Vertei­
lung oder Verwendung des sehr beträchtlichen Kapi­
tals, welches angesammelt ist, um die Anwartschaften
der unter der Herrschaft des geltenden Gesetzes Ver­
sicherten zu gewährleisten. Es handelt sich hier um

wohlerworbene Rechte, die auf Beiträgen der Ange­
stellten und ihrer Arbeitgeber beruhen, und über die
nicht hinweggegangen werden darf. Überhaupt ist
eine äußerlich vollkommene Gleichstellung unter Aus­
schaltung aller Berufs- und Erziehungsunterschiede
nur scheinbar die höchste Gerechtigkeit, in Wirklich­
keit und angesichts der tatsächlichen Ungleichheit der
Menschen nach Lebensgewohnheiten und Empfinden
ist sie hart und ungerecht. Und was insbesondere die
Angestellten betrifft, so werden sie überall, wo ihnen
angesonnen wird, mit den Arbeitern ohne Unterschied
in eine gemeinsame große Masse der Lohnarbeit Ver­
richtenden aufzugehen, empfindlich benachteiligt, ihre
tatsächlich vorhandenen besonderen Interessen kom­
men nicht zur Geltung, sie werden durch die größere
Stimmenzahl der Arbeiter unterdrückt. Daß die
Schwierigkeiten im Festlegen der Grenzlinie zwischen
Angestellten und Arbeitern die Durchführung der
Versicherung belastet, mag richtig sein. Allein das
Gewicht dieser Schwierigkeiten kann auf manche
Weise vermindert werden, beispielsweise dadurch, daß
für Angestellte wie für Arbeiter die Verdienstgrenze,
bis zu der die Pflichtversicherung reicht, gleich be­
messen und dadurch, daß die bisherige Doppelver­
sicherung der unteren Lohnklassen von Angestellten
beseitigt wird.

Das praktische Bedürfnis hat in einigen Bezirken be­
reits dazu geführt, daß über die in der EVO zugelas­
senen Kassenverbände hinaus gemeinschaftliche Ein­
richtungen verschiedener Versicherungsträger ins Le­
ben gerufen sind. Das Feld für eine wirtschaftlich
vorteilhafte und sachlich förderliche Tätigkeit solcher
Einrichtungen kann recht weit sein. In Betracht kom­
men dabei u. a. Abkommen mit Krankenhäusern und
Genesungsheimen, Bereitstellung von Arbeits- und
Ausbildungsstätten für Kranke und Verletzte, Ab­
schluß von Verträgen mit Ärzten und Apotheken,
Überwachung der Beitragsentrichtung sowie des Ver­
haltens der Rentenempfänger, Krankenbesuche. Da
Einrichtungen dieser Art im Wege des freiwilligen
Zusammenschlusses bisher die wünschenswerte allge­
meine Verbreitung noch nicht gefunden haben, wäre
zu erwägen, ob nicht durch Gesetz den Versicherungs­
trägern die Pflicht aufzuerlegen wäre, sich an solchen
Einrichtungen zu beteiligen oder wenigstens ihr Zu­
standekommen nicht durch ablehnende Haltung zu
hindern, soweit die Einrichtungen vom Versicherungs­
amt für zweckmäßig erachtet werden....

In der Arztfrage, die in der RVO nicht hat gelöst wer­
den können und seither nie zur Ruhe gekommen ist,
wird sicherlich eine lebhafte Bewegung einsetzen,
man wird aber schwerlich schon bei den vorläufigen
und dringlichen Maßnahmen zu ihrer befriedigenden
Lösung kommen. Um sowohl dem wirtschaftlichen
Bedürfnis der Ärzte nach angemessener Bezahlung
ihrer Einzelleistungen gerecht zu werden, als auch die
Aufwendungen der Kassen für Arzthonorare in er­
träglichen Grenzen zu halten, ist neuerdings wieder
vorgeschlagen, auf den schon früher erörterten, da­
mals aber verworfenen Gedanken zurückzukommen,
den Versicherten einen, wenn auch nur kleinen Teil
der Arztkosten zu eigener Entrichtung aufzuerlegen.
Wirkung und Zweck der Maßnahme wäre eine ver­
minderte Inanspruchnahme der mangels jedes Ent­
gelts für die Einzelleistung nach verbreiteter Ansicht
vielfach im Übermaß angerufenen ärztlichen Hilfe;
mit den dadurch ersparten Mitteln könnte den Ärzten
eine nach ihren Wünschen gestaltete und erhöhte Ver­
gütung ohne Nachteil für die finanzielle Leistungs­
fähigkeit der Kasse gezahlt werden. Die Bedenken
dagegen liegen auf der Hand, denn die bestehenden
Rechte der Versicherten gegenüber der Kasse würden
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gemindert werden; mindestens ebenso schwer fällt
überdies ins Gewicht, daß die heilsame Wirkung der
Krankenversicherung für die Volksgesundheit gefähr­
det werden kann, indem nach der Meinung vieler
Ärzte gerade das frühzeitige und häufige Aufsuchen
des Arztes bei jeder kleinen Gesundheitsstörung eine
wichtige Maßnahme der Vorbeugung darstellt, einen
Ersatz für die ideale Forderung planmäßiger, periodi­
scher Untersuchung sämtlicher Kassenmitglieder, die
zu zeitraubend und zu kostspielig ist. Vielleicht wird
man sich angesichts der wirtschaftlichen Lage, die uns
bevorsteht, und der starken Belastung, mit der alle
Krankenkassen ebenso wie die Invalidenversiche­
rungsanstalten und viele Berufsgenossenschaften aus
dem Kriege hervorgehen, gleichwohl zu der Maßnah­
me entschließen müssen, es wird aber nicht ohne
starke Kämpfe abgehen. Aus der Kassenpraxis wird
gemeldet, daß auf dem Gebiete der ärztlichen Be­
handlung der Familien von Kassenmitgliedern stel­
lenweise und mit gutem Erfolge die erwähnte Maß­
nahme verwirklicht wird.

Wenn es angehen wird, auf eine Annäherung in der
Durchführung der verschiedenen Versicherungszweige
alsbald Bedacht zu nehmen, würde es dagegen wohl
bedenklich sein, eine wirkliche Verschmelzung der
Versicherungszweige, wie sie von vielen Seiten befür­
wortet wird, schon jetzt in Angriff zu nehmen, denn
es stehen der Durchführung de,s Planes namentlich in
der Kostenfrage große Schwierigkeiten entgegen, die
zur Zeit nicht zu überwinden wären. Geht man von
dem mehrfach mit Nachdruck betonten Gedanken aus,
daß dem in seiner Erwerbsfähigkeit durch körper­
liches Gebrechen beschränkten Versicherten die glei­
che Fürsorge zuteil werden soll, ohne Unterschied
nach der Ursache des Gebrechens, so kann eine solche
Gleichstellung nur unter der Voraussetzung ohne star­
ken Unwillen der Versicherten durchgeführt werden,
daß die bisher höchsten Leistungen, wie sie in der Un­
fallversicherung gewährt werden, beibehalten und al­
le anderen Leistungen in der Invaliden- und Kran­
kenversicherung auf die gleiche Höhe gesteigert wer­
den. Man mag dies als sehr wünschenswert ansehen,
wird sich aber kaum verhehlen können, daß damit
eine finanzielle Last verbunden wäre, die Deutschland
in seiner Verarmung nach dem Kriege nicht tragen
kann. übrigens wäre auch nach etwaigem Wegfall der
verschiedenen Bemessung der Rente nach dem Ur­
sprung aus Krankheit, Unfall oder Invalidität eine so­
genannte Einheitsrente mit ihrer die Zufriedenheit
vermeintlich fördernden Wirkung noch nicht erreich­
bar, denn bei gleichem Grade der Körperbeschädi­
gung, also bei gleichem objektiven Befunde, muß die
Rente gerechterweise nach der Bedeutung des verletz­
ten Gliedes für den Beruf abgestuft werden....

In ähnlicher Weise zu beurteilen wären auch die zahl­
reichen Anregungen, die auf eine weitreichende Er­
weiterung der Aufgaben der Versicherungsträger ab­
zielen. Es wird. zwar zutreffend darauf hingewiesen,
daß manche Versicherungsträger über die oben er­
wähnten gemeinsamen Einrichtungen hinaus allge­
mein wirksame Maßnahmen zur Krankheits- und In­
validitätsverhütung eingeleitet haben und zu unent­
behrlichen Hilfsorganen der öffentlichen Gesund­
heitspflege geworden sind. Diese Tätigkeit verdient
Anerkennung, und sie war in hohem Maße angezeigt,
solange die Pflege der betreffenden Ziele von anderer
berufener Seite nicht genügend betrieben wurde. Al­
lein man wird doch nicht so weit gehen dürfen auszu­
sprechen, daß die Gewährung von Entschädigung

beim Eintreten des Versicherungsfalls nicht mehr die
wesentlichste Aufgabe der sozialen Versicherung sei,
sondern vielmehr die Förderung der öffentlichen Ge­
sundheitspflege. Es bleibt vielmehr bestehen, daß
die Erledigung des einzelnen Falles als Tätigkeits­
gebiet ausschließlich für die Versicherungsträger in
Betracht kommt, während bei den weitergreifenden
Maßnahmen eine Einwirkung auf Verhältnisse und
Bedürfnisse auch der nichtversicherten Bevölkerung
in Frage steht und demgemäß ein Zusammenarbeiten
mit anderen berufenen Organen insbesondere mit
Staat und Gemeinde herzustellen ist. Da diese in ih­
rem Vorgehen nicht von der Zufälligkeit abhängen
dürfen, ob im Bezirk ein Versicherungsträger zum
Eingreifen Veranlassung findet, so bleibt naturgemäß
die Leitung in der Hand der öffentlichen Organe,
und die Versicherungsträger haben die dankbare Auf­
gabe, vermöge ihrer engen Berührung mit den Ver­
sicherten dafür zu sorgen, daß diesen die Vorteile der
öffentlichen Einrichtungen ausgiebig zuteil werden
und daß die in ihrem Wirkungskreise gemachten Er­
fahrungen als nutzbringende Anregungen verwertet
werden. An dieser naturgemäßen Gestaltung wird
auch deshalb festzuhalten sein, weil dadurch Reibun­
gen zwischen den einzelnen Versicherungsträgern ver­
mieden werden, die sich einem neutralen Träger all­
gemeinnützlicher Einrichtung leichter angliedern las­
sen als einem ihresgleichen. Schließlich können auch
die besten Einrichtungen der Versicherungsträger die
Allgemeinheit nicht von der Pflicht entbinden, auch
für die nichtversicherte Bevölkerung die nötige Für­
sorge einzurichten und deren Maßnahmen soweit er­
forderlich zwangsweise durchzusetzen, so daß immer
noch überflüssige Doppelaufwendungen an Arbeits­
kraft und Geld übrigbleiben würden.

Mit den hier besprochenen Maßnahmen wird eine be­
friedigende Gestaltung der reichsgesetzlichen Arbei­
terversicherung noch nicht erreicht, immerhin wird
einigen dringenden Bedürfnissen Rechnung getragen
und zugleich der künftigen Entwicklung die Bahn ge­
ebnet. Der an sich berechtigte Wunsch, den gesamten
Aufbau und die Rechtsregeln für die Versicherten
übersichtlich und leichtverständlich zu machen, wird
allerdings nicht erfüllt, und es bleibt dahingestellt, ob
eine wesentliche Vereinfachung gegenüber der Man­
nigfaltigkeit der in Betracht kommenden Verhältnisse
und Interessen und dem Einfluß, den die beteiligten
Kreise in Wahrnehmung ihrer berechtigten Interes­
sen auf die Vorbereitung und die parlamentarische
Durcharbeitung ausüben können, zu erreichen sein
wird. Möglicherweise kommt man über manche Be­
denken neuerdings entschlossener hinweg, als es frü­
her der Fall war. Das hat Vorzüge und Nachteile, auf
die hier nicht näher eingegangen zu werden braucht.
Wenn demnächst ein Versuch der gänzlichen Neuge­
staltung gemacht wird, dann möge er davor bewahrt
bleiben, daß zu halben Maßnahmen und zu allerhand
Zugeständnissen gegriffen werden muß, um eine ur­
sprüngliche einfach angelegte Vorlage durchzuset­
zen"73).

Franz Caspar hat schließlich noch die Gefährdung der
Sozialversicherung in der Weimarer Republik, aber auch
ihre "Rettung" durch die Ministerialbürokratie des Reichs­
arbeitsministeriums erlebt, am 24. Juni 1927 ist er in
Berlin gestorben.

73) Monatsschrift für Arbeiter- und Angestelltenversicherung
1920, 2.




